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Was uns noch vor der Codification des öffentlichen 
Rechtes nath thut ). 


Von Carl Schlögl, k. k. Bezirkscommiſſär. 


Jeder öffentliche Beamte, iusbeſondere aber der politiſche fühlt 
bei dem heutigen Stande der jo maſſenhaften, verſchiedenartigſten, oft 
ſchnell wechſelnden Geſetze und Verordnungen faſt täglich den Mangel 


einer Evidenz der noch giltigen oder bereits außer Wirkſamkeit getretenen 
Vorſchriften in eminenteſter Weiſe; dieſer Mangel raubt dem ohnehin 


mit Arbeiten überbürdeten Beamten eine enorme Zeit zum Zwecke der 
Aufſuchung der, oft in allen möglichen Büchern und Fascifeln zerſtreut 
liegenden, auf den betreffenden Gegenſtand ſich beziehenden Normen, 
und gar häufig iſt all' dieſe Mühe des Suchens und Forſchens ver⸗ 
gebens, denn nicht überall iſt es möglich, dieſe Vorſchriften zu finden, 


ja nicht ſelten entbehrt man ſelbſt der Andeutung, daß in dem frag⸗ 
lichen Zweige normative neue Beſtimmungen und welche exiſtiren. 


Solche Erſcheinungen zeigen ſich zunächſt bei den Unterbehörden, 


und dies nicht in ſeltenen Fällen, wie mir jeder praktiſche Executiv⸗ 


beamte zuſtimmen wird, — weniger bei Oberbehörden, die meiſt ge⸗ 
ordnetere Regiſtraturen und vollſtändigere Geſetz⸗ und Normalienſamm⸗ 
lungen beſitzen. 

Dem Bedürfniſſe nach einer beſſeren Evidenz des geltenden Rechtes 
wird daher in Kreiſen der unterſten Inſtanzen nicht nur lebhaft zuge⸗ 
ſtimmt, ſondern wird von ſelben dieſes Bedürfniß eigentlich erſt recht 


Die in mehreren Artikeln dieſer Zeitſchrift“) durch Dr. Korb und am meiſten empfunden. Dieſer Umſtand beſtimmt mich auch, mit 


kritiſch beſprochene Broſchüre des Theodor Exel „Die Codification des 


dem gegenwärtigen Aufſatze ſchon für eine vorläufige Vermittlung in 


öffentlichen Rechtes und die Reform des Regiſtratur- und Archivweſens die Schranken zu treten. 


in Oeſterreich“ regt einen Gegenſtand von fo eminenter Wichtigkeit an, 


Ueberblickt man die Ausdehnung und Verſchiedenheit des Gebietes, 


daß es erklärlich, erſcheint, wenn die beiden äußerſt intereſſanten Ab⸗ welches den Wirkungskreis der politiſchen Verwaltungsbehörden bildet, 
handlungen die beſondere Aufmerkſamkeit in weiteren Kreiſen auf ſich berückſichtigt man die beſonders in den letzten 15 Jahren vollzogenen Neue⸗ 
lenken und auch noch andere Stimmen ſich veranlaßt fühlen ſollten, | rungen und Abänderungen zahlreicher Geſetze und Verordnungen, er⸗ 
dieſe Frage näher zu beſprechen. e wägt man endlich die in dieſe Zeitperiode fallende, tiefeingreifende 

„Codification des öffentlichen Rechtes“. Welcher öffentliche Beamte, Scheidung mannigfacher Competenzen zwiſchen ſtaatlichen und autonomen 
ja welch' großer Theil ſonſt patriotiſcher Staatsbürger würde nicht ſchon Verwaltungsorganen: jo iſt der Ausſpruch gewiß nicht gewagt und 
den Anfang einer Inſtitution mit innigſter Freude begrüßen, die uns fann auch für Niemanden verletzend ſein, daß ſich in der politiſchen 
die Realiſirung dieſer Idee vorausſichtlich hoffen ließe? Sphäre nicht leicht Jemand finden werde, der auf dem ganzen Gebiete 

Meine Abſicht iſt es nicht, die Eingangs citirten Abhandlungen ſeines Wirkungskreiſes gleichmäßig vollkommen bewandert wäre. Und 
ins Detail zu erörtern, da Jeder, der ſich dafür intereſſirt, und es find doch treten an den politiſchen Beamten in allen Richtungen des ſtaatlichen 
deſſen beide Arbeiten im höchſten Grade werth, dieſelben ſelbſt näher Lebens häufig die verſchiedenartigſten, ja oft Fragen zur ſofortigen 
einſehen wird; auch iſt es nicht Aufgabe des Gegenwärtigen, den von Löſung heran, die ihm zeitlebens noch nicht vorgekommen find, — Er⸗ 
beiden Herren entwickelten Anſchauungen kritiſch entgegen zu treten; es eigniſſe mannigfaltigſter Art erheiſchen fein augenblickliches Einſchreiten, 
dürfte jedoch berechtigt ſein, daß auch ein Beamter der unterſten poli- deren richtige Austragung oft von höchſter Wichtigkeit iſt. 
tiſchen Behörden bei einem ſo wichtigen Thema Anlaß nimmt, auf | Der Adminiſtrativbeamte erſter Inſtanz ift auch nicht immer nur 
Grund langjähriger Erfahrungen über das Bedürfniß einer beſſeren Referent ſeiner Agenda, in gar vielen Fällen iſt er berufener Rath⸗ 
Vermittlung der Geſetzeskenntniß ſeine Anſicht auszuſprechen. und Auskunftgeber über Geſetzesbeſtimmungen für die ihn mündlich in 
— < den verſchiedenartigſten, theils privaten, theils öffentlichen Anlegenheiten 
interpellirende Bevölkerung ſeines Bezirkes. 

Alle dieſe Argumente legen die Wichtigkeit dar, wie nöthig es 
iſt, daß der politiſche Verwaltungsbeamte ſicher auf ſeinem Felde ſei. 
Wenn es nun ſchon nicht möglich iſt, das unermeßliche Gebiet aller 
geltenden Gefetze und Verordnungen vollkommen inne zu haben, ſo iſt 
es gewiß unumgänglich nöthig, dieſe Normen zur Hand zu haben, fie 


ö 


) Zur Aufnahme dieſes Aufſatzes finden wir uns aus dem Grunde beſtimmt, 
weil uns derſelbe als Ausdruck des auch auf dem Gebiete des ausübenden 
Verwaltungsdienſtes vielſeitig empfundenen Mangels einer entſprechenden 
Evidenz des öffentlichen Rechtes beachtenswerth erſcheint; wir müſſen jedoch | 
ausdrücklich bemerken, daß nach unferem Erachten vielſeitige und gegründete 
Bedenken gegen die Zweclmäßigkeit und Durchführbarkeit des fraglichen Vor⸗ 
ſchlages ſprechen. Anmerkung der Red. 
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ſchuell und richtig aufzufinden, um in allen gegebenen Fällen nach Ge— 
ſetz und Recht vorzugehen. 

Aber ſelbſt in den ſeiner Wirkſamkeit nicht ungewöhnlichen Zweigen 
verurſacht dem adminiſtrirenden Beamten noch der Umſtand eine nicht 
unbedeutende Schwierigkeit, daß die oſt ſchnell auf einander folgenden 
Erneuerungen, theilweiſen Abänderungen und Erläuterungen der ver⸗ 
ſchiedenen Geſetze und Normalvorſchriften eine ungeregelte große Maſſe 
bilden, aus welcher es ſchwer ift, herauszufinden, was von denſelben 
an Vorſchriften in einer beſtimmten Materie noch gilt, was nicht. 

Das Aufſuchen aller auf einen Gegenſtand Bezug nehmenden, 
zuſammengehörigen, aus verſchiedenen Zeiten datirenden Normen, — 
um daraus das noch Gelteude von dem bereits außer Wirkſamkeit Ge⸗ 
ſetzten zu ſcheiden, iſt eine mühſame und zeitraubende, bei einer nicht 
tadelloſen Regiſtratur gar oft auch eine ganz vergebliche Arbeit 


und der Referent iſt wider Willen und unbewußt gezwungen, gegen 
die geltenden Normen eine ihm anvertraute Sache der Erledigung 


zuzuführen. 
Eine genaue Ueberſicht und Evidenz 
geltenden, politiſch-adminiſtrativen Normalvorſchriften, 


d. i. jener Normen, die die Geſetze ergänzen und erläutern, oder als 


ſelbſtſtändige Verwaltungs⸗Verordnungen der Regierung erfloſſen ſind, 
— iſt zur geſetzlichen, gründlichen und ſchnellen Bearbeitung der Amts⸗ 
geſchäfte dem politiſchen Praktiker erſter Inſtanz ein unumgängliches 
dringendes Erforderniß! 

Was die eigentlichen, ſein Gebiet berührenden Geſetze betrifft, ſo 
bieten ſie ihm weniger Schwierigkeit, denn jedes Amt erhält regelmäßig 
die Reichs⸗ und Landesgeſetze, dieſe Blätter, jahrgangsweiſe gebunden, 
ſind überall zur Hand. 

Die Behörden höherer Inſtanzen empfinden die vorbeſprochene 
Schwierigkeit, den Mangel einer geordneten Normalienſammlung nicht 
ſo, wenigſtens nicht in dem Maße, wie die Unterbehörden; ihr Wir⸗ 
kungskreis iſt ein mehr begrenzter, ſie werden weit ſeltener von unge⸗ 
wöhnlichen Fällen überraſcht, und trifft ſich dies, ſo kommt dadurch das 
betreffende Fach⸗Departement ſicherlich in keine Verlegenheit, weil in 
ſelbem die gleichartigen Fragen ſtets zuſammenfließen, die darauf bezüg⸗ 
lichen Normen ſehr oft angewendet, auch von den gemeinſchaftlichen 
Reſſorts⸗Referenten öfters eingehend ventilirt werden, ſomit die allſo⸗ 
gleiche Verfügung oder Entſcheidung kaum welchen Schwierigkeiten un⸗ 
terliegt. ? 

Man könnte mir einwenden, daß ebenſo, wie die Geſetzblätter, 
auch die Normalvorſchriften der unterſten Inſtanz zugehen, ja daß na⸗ 
mentlich in Böhmen!) die Statthalterei ſogar eine eigene Handaus⸗ 
gabe der Normalien veranſtaltet hat und den Bezirkshauptmannſchaften 
zukommen läßt ). Wohl iſt dies der Fall; doch bei wie vielen Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften finden ſich Regiſtraturen, die nichts, — wie groß iſt die 
Zahl derer, die ſehr viel zu wünſchen übrig laſſen? welche Kräfte führen 
jetzt bei den meiſten dieſer Behörden die Regiſtraturen? wie viele von 
ihnen ſind wirklich geeignet, die heiklichſte Klippe des Regiſtranten 
„Normalien nach ihrer Weſenheit zu ſcheiden oder zu cumuliren und 
richtig zu indiciren“ mit Sicherheit zu umſchiffen? Und was die 
erwähnte Handausgabe der Normalien betrifft, ſo würde ſie den beab⸗ 
ſichtigten Nutzen in weit höherem Maße gewähren, wenn ſie jedem Re⸗ 
ferenten zum perſönlichen, ſteten Gebrauche zur Seite ſtünde, er damit 
auch ſeine eigenen Notizen — die mehr oder minder ausführlich in 
der Regel Jeder in irgend einer Weiſe führt — ergänzen 
könnte; ſo aber iſt dieſe Handausgabe außer den Amtsexemplaren 
leider für den Einzelnen auch nicht ums Geld zu haben. Es kann nicht 
geläugnet werden, daß dieſe, die von Zeit zu Zeit erſcheinenden 
Normalvorſchriften in chronologiſcher Ordnung enthaltende Handausgabe 
für die Referenten der unterſten politiſchen Inſtanzen bisher in den 
meiſten Fällen noch eine wahre Wohlthat war, beſonders für die⸗ 
jenigen, die ſich der Mühe unterzogen, über die einzelnen, durch meh⸗ 
rere Jahre fortlaufend erſchienenen Bögen einen Index anzufertigen. 

Aber dieſe Handausgabe bietet denn doch nur eine theilweiſe 


) Der Verfaſſer hat bei dem ganzen Aufſatze zunächſt Böhmen im Auge. 

) Die von der Statthalterei für Böhmen ſeit dem Jahre 1869 herausgegebene 
gedruckte Normalien⸗Sammlung muß als eine für die Unterbehörden äußerſt 
nützliche Publication bezeichnet werden, und es wäre ſehr wünſchenswerth 
wenn auch die übrigen Landesſtellen ſich zur Herausgabe ähnlicher Samm⸗ 
lungen beſtimmt finden würden. Anmerkung der Red. 
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Aushilfe in Fällen, wo das Normale aus den letzteren Jahren 
geſucht wird; dagegen iſt es mit den älteren Normalien, beſonders aus 
der Zeit des Beſtandes der Bezirksämter bei manchen Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften äußerſt traurig beſtellt; trotz der an die damaligen Be⸗ 
zirksämter erfloſſenen Weiſung, Normalienbücher anzulegen, finden ſich 
ſolche jetzt gar oft ſehr unvollſtändig, oder auch gar nicht vor, beſon⸗ 
ders zeigt ſich aus jenen Jahrgängen eine auffallende Lücke, während 
welchen die Statthalterei ein zweites Pare zu dieſem Zwecke nicht 
gegeben hatte, und die Normalvorſchriften bei den Bezirksämtern erſt 
in das Normalieubuch beſonders abgeschrieben werden ſollten. Ja ſelbſt 
die in die älteren Regiſtraturen ſeinerzeit hinterlegten Normalien 
zeigen ſich in nicht ſeltenen Fällen ſehr gelichtet und unbekannt wohin 
verſchwunden. 

Allein ſelbſt bei Behörden, die fo glücklich find, eine vollſtändige 
Sammlung chronologiſch geordneter Normalien zu beſitzen, wird der 
Referent des zeitraubenden Auf- und Unterſuchens nicht enthoben fein, 
was von dem zerſtreut vorliegenden Materiale der das urſprüngliche 
Geſetz ergänzenden Erläuterungen und Abänderungen durch ſpätere Normen 
wieder ganz oder theilweiſe behoben, was demnach factiſch noch als 
giltig zu betrachten iſt; es fehlt diesfalls an einer ſyſtematiſchen 
Ueberſicht an einer entſprechenden Evidenz! 

Ich bin auf den Einwurf gefaßt, daß wir über die politiſchen 
Verwaltungsgeſetze und Normen viele, ſehr werthvolle Privatwerke befitzen, 
die dem von mir geſchilderten Mangel abzuhelfen geeignet ſeien. 

Was in dieſer Beziehung die älteren, ſeinerzeit gewiß ſehr 
ſchätzenwerthen Geſetzes⸗Compilationen betrifft, ſo haben ſich dieſelben 
nur zu ſehr ſchon überlebt, zumal gerade in den letzteren Jahren die 
Umſtaltung und großartige Veränderung der Geſetzgebung zu eingreifend 
| war; es bleibt uns nur Mayerhofers Handbuch für den politiſchen Ver⸗ 
waltungsdienſt und zwar die neueſte 3. Auflage dieſes vortrefflichen 
Werkes. Es dürfte kaum ein literariſches Erzeugniß auf welch' wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Felde immer, in beruſenen Fachkreiſeu mit fo viel Dank 
barkeit entgegengenommen worden ſein, als Mayerhofer's Buch. 
Doch ſo willkommen auch dieſe Arbeit dem politiſchen Beamten ſein 
muß, fo reicht fre bei den dermaligen Verhältniſſen rückſichtlich der⸗ 
jenigen Geſetze und Normen nicht aus, welche ſich auf Grund der be⸗ 
ſtehenden Verfaſſung je nach den einzelnen Ländern verſchieden ge⸗ 
ſtaltet haben. 

Der von mir früher beſprochene Mangel einer vollſtändigen Ueber⸗ 
ſicht aller Verwaltungs⸗Normen befteht ſomit zum großen Theile fort, 
und die nothwendige Evidenz über die auf dieſem Gebiete continuirlich 
eintretenden Aenderungen werden wir von einer Privatarbeit nie 
zu erwarten haben, weil eine ſolche Arbeit bei der großen Verſchieden⸗ 
heit der vielen einzelnen Landes⸗Verwaltungs⸗Normen dermal für den 
Einzelnen ſüglich zu Unmöglichkeit geworden iſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Zum Verfahren bei der Gemeindewahl. Einbringung der Berufung 
in Gemäßheit des §H 37 Alinea u der Gemeindewahlorduung bei 
der Gemeindevorſtehung anſtatt bei der Wahlcommiſſion. 


Doctor Johann D. in B. in Tirol hat an die nach § 17 der 
Gemeindewahlordnung anläßlich der bevorſtehenden Gemeindewahlen 
in B. beſtellte Wahlcommiſſion eine Eingabe um Berichtigung der 
Wählerliſten übergeben, dahin gehend, daß 19 Gemeindegenoſſen auf 
Grund des Artikels 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 
(R. G. Bl. Nr. 142) in die Wählerliſten aufgenommen werden. (Nach 
§ 7 der tirol. Gemeindeordnung find die Gemeindegenoſſen nicht Ge⸗ 
meindemitglieder, daher nach $ 1 der Gemeindewahlordnung nicht wahl⸗ 
berechtigt). Die Commiſſion wies mit Beſcheid vom 6. October 1875 
das Anſinnen des Dr. D. zurück. 

Gegen dieſen Beſcheid überreichte D. die Beruſung an die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in Gemäßheit des S 17 Al. 4 Gemeindewahl⸗ 
ordnung beim Stadtmagiſtrate in B. am 10. October. 

Dieſe Berufung wurde dem Genannten vom Stadtmagiſtrate B. 
Net Grund eines Magiſtratsbeſchluſſes vom 11. October mit Beſcheid 

von demſelben Tage zurückgeſchloſſen, „weil nach 8 17 der Gemeinde⸗ 


wahlordnung die Berufung nicht bei der Gemeindevorſtehung, ſondern 
bei der Wahlcommiſſion anzubringen geweſen wäre.“ 

Gegen diefen Magiſtratsbeſcheid recurrirte Dr. D. an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, indem er die Ueberreichung ſeiner obigen Berufung 
beim Stadtmagiſtrate B. als im Geſetze begründet darzuſtellen ſuchte. 

Hierüber erließ der Bezirkshauptmann nachſtehende Indorſat⸗ 
Erledigung vom 18. October 1875, Z. 4477: „Wird dem Stadt⸗ 
magiſtrate in Erwägung, daß die Wahlcommiſſion nach § 17 Gemeinde⸗ 
wahlordnung aus der Gemeindevertretung hervorgeht und als deren 
Vorſitzender der Bürgermeiſter vom Geſetze beſtimmt iſt, mit der Ein⸗ 
ladung zugefertigt, über die Berufung die allfälligen meritoriſchen Be⸗ 
merkungen der Wahlcommiſſion einzuholen und unter Communicats⸗ 
rückſchluß vorzulegen. Gegen dieſe Verfügung, welche nicht im Sinne 
des § 17 Abſ. 4 endgiltig iſt, ſteht binnen 8 Tagen die Berufung an 
die Statthalterei offen“. 


In dem gegen vorſtehende Verfügung des Bezirkshauptmaunes 


rechtzeitig ergriffenen Statthaltereirecurſe des Stadtmagiſtrates B. be⸗ 
behauptete dieſer, daß der Bezirkshauptmann erſt dann zum Auftrage 
behufs Einvernehmung der Wahlcommiſſion berechtigt ſei, wenn die 
Frage erledigt erſcheine, ob die Berufung des D. rechtzeitig und an 
richtiger Stelle überreicht worden ſei. 


Die Statthalterei entſchied am 19. November 1875, 3. 16.005: 


„Es iſt unzweifelhaft, daß Dr. D. ſeine Eingabe nicht an den Ma⸗ 
giſtrat in B., ſondern an die Wahlcommiſſion im Sinne des Wort⸗ 
lautes des § 17 Gemeindewahlordnung hätte einreichen ſollen. Aus 
dieſem formellen Grunde, um den es ſich in der vorliegenden Re⸗ 
clamations⸗Angelegenheit handelt, muß daher der bezirkshauptmannſchaft⸗ 
liche Beſcheid aufgehoben und dem Recurſe des Stadtmagiſtrates Folge 
gegeben werden.“ 

Im Miniſterialrecurſe machte Dr. D. geltend: a) der Vorſitzende 
der Wahlcommiſſion jet der jeweilige Bürgermeiſter und die- Commiſſion 
werde aus der Gemeindevertretung gewählt; die Commiſſion bilde 
daher nur eine von der Gemeindevertretung zur Entſcheidung in ihrem 
Namen gewählte Körperſchaft. b) Der Ausdruck, daß die Berufung 
gegen den Ausſpruch der Commiſſion bei der Commiſſion anzubringen 
ſei, bedeute vorzüglich nur, daß die Berufung bei dem Bezirkshaupt⸗ 
manne nicht angebracht werden ſoll, ſondern bei der Commiſſion 
(behufs ſchnellerer Behandlung). Er habe ſeine Berufung beim Ma⸗ 
giſtrate eingebracht, deſſen Vorſitzender der Bürgermeiſter iſt, welcher 
ebenfalls der Wahlcommiſſion vorſitzt. Die Berufung ſei daher in die 
Hände des Bürgermeiſters gekommen, welcher ſie der Commiſſion zu⸗ 
zutheilen hatte, da die Commiſſion beim Magiſtrate ſei. c) Die Ent⸗ 
ſcheidung der Wahlcommiſſion über ſeine (des Recurrenten) Reclamationen 
gegen die Wählerliſten, ſei ihm durch die Intimation des Stadt ma⸗ 
giſtrates B. vom 6. October 1875 eröffnet worden. Dieſe Intimation 
lautete: „Ueber Ihre Reclamationen hat die Commiſſion Folgendes 
entſchieden: 0 5 Stadtmagiſtrat B., den 6. Oc⸗ 
tober 1875, der Bürgermeiſter O.“ Auf der Adreſſe an ihn, Re⸗ 
currenten, ſei das Gemeindeſiegel („Magiſtrat der Stadt B.“) auf⸗ 
gedrückt. Dr. D. meinte nun, daß dieſe Zuſtellung und Ausfertigung 
der Eutſcheidung der Wahlcommiſſion durch den Magiſtrat den Weg 
angedeutet habe, auf welchem er ſeine Berufung einzubringen hatte. 
Wenn ſeine Dirigirung des Recurſes an den Stadtmagiſtrat unrichtig 
war, So ſei auch die Eröffnung des letzteren deo. 6. October 1875 
an ihn unrichtig und ungiltig, daher eine neue Eröffnung unmittelbar ⸗ 
von Seite der Wahlcommiſſion an ihn zu erfolgen haben würde. Re⸗ 
current bat um die Entſcheidung, daß ſeine Berufung gegen die Ent⸗ 
ſcheidung, der Wahlcommiſſion rechtzeitig bei der Commiſſion angebracht 
worden ſei und dieſe habe die Berufung ungeſäumt der politiſchen 
Bezirksbehörde vorzulegen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Jänner 1876, 
Zahl 18512 ex 1875 in nachfolgender Weiſe entſchieden: 
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wird dem Recurſe des Dr. Johann D. gegen die Statthalterei-Ent⸗ 

ſcheidung vom 19. November 1875 Folge gegeben und ausgeſprochen, 
daß die Bezirkshauptmannſchaft B. über die oben erwähnte Berufung 
des Dr. D. vom 10. October 1875 meritoriſch zu entſcheiden und zu 
dieſem Ende früher die Erinnerungen der Wahlcommiſſion einzuholen 
har.“ W. 


Auf Verlangen der Adminiſtrativbehörden ſind die Gerichte ver⸗ 
| pflichtet, Curatoren für Abweſende zu ernennen, behufs Zuftellung 


| von Beſcheiden dieſer Behörden. 


| Behufs Zuſtellung eines Beſcheides des Bezirksamtes an die Guts⸗ 
eigenthümerin Louiſe O., deren Aufenthaltsort unbekannt war, ging die 
k. k. Statthalterei das k. k. Kreisgericht in Zloczow an, nach 8 276 
a. b. G. B. einen Curator für Frau Louiſe O. zu ernennen und den 
oberwähnten Beſcheid an dieſen zuzuftellen. 

Das k. k. Kreisgericht in Zloczow willfahrte dieſer Bitte und 
zwar aus dem Grunde, weil Frau Louiſe O. vor ihrem Verſchwinden 
ihren Vertreter nicht namhaft gemacht hat, beſtellte in der Perſon des 
Dr. W. einen Curator für Frau Louiſe O. und ſtellte ihm den Be⸗ 
ſcheid des Bezirksamtes zu. 

Ueber Recurs des Dr. W. hob das k. k. Oberlandesgericht den 
Beſcheid der erſten Inſtanz darum auf, weil die Gerichte geſetzlich 
nicht verpflichtet ſeien, die Beſcheide der adminiſtrativen Behörden den 
Parteien zuzuſtellen. 

f Auf Verlangen der k. k. Statthalterei überreichte die k. k. galizi⸗ 
ſche Finanzprocuratur gegen die obergerichtliche Entſcheidung einen 
Reviſionsrecurs, in welchem ſie anführt, daß, obgleich man nicht 
leugnen könne, daß die adminiſtrativen Behörden ihre Beſcheide ſelbſt 
zuzuſtellen haben, es andererſeits unzweifelhaft ſei, daß dieſe Be⸗ 
hörden, im Sinne der geltenden Geſetze, nicht berufen ſeien zur Er⸗ 
nennung von Curatoren für Abweſende, und daß vielmehr dazu die 
Gerichte ermächtigt ſeien. Es blieb folglich den k. k. adminiſtrativen 
Behörden nichts mehr übrig, als die perſönliche Inſtanz der abweſen⸗ 
den Perſon, d. i. das Zloczower k. k. Kreisgericht, auf Grundlage der 
8s 83 und 14 des kaiſ. Patentes vom 10. November 1852, 3. 251 
R. G. Bl. mit der Bitte anzugehen, es möge dieſes Gericht einen 
Curator für Frau Louiſe O. ernennen und ihm den Beſcheid zuſtellen. 
Da ferner kein Geſetz den Gerichten verbietet, Curatoren im Sinne des 
§ 276 a. b. G. B., auf Anſuchen der adminiſtrativen Behörden, ſowie 
auf Anſuchen jeder anderen Partei zu ernennen, ſo ſei die Ungiltigkeit 
der Entſcheidung des k. k. Zloczower Kreisgerichtes nicht gerechtfertigt, 
und ſollte wegen Mangel entgegengeſetzter Vorſchriften und als im 
S 276 a. b. G. B. begründet, in Rechtskraft erhalten werden. 

Der oberſte Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe ſtatt, ſowohl 
aus den von der galiziſchen Finanzprocuratur angeführten Gründen, 
als auch darum, daß durch Nichtzuſtellung des in Rede ſtehenden Be⸗ 
ſcheides Rechte dritter Perſonen angegriffen werden könnten, und be⸗ 
ſtätigte das Urtheil der erften Inſtanz. Jur. Bl. 


Titeratur. 

Stein, Lorenz von, Dr., Lehrfreiheit, Wiſſenſchaft und 
Collegiengeld, Wien, 1875, Hölder, 8, 52 S. 1 M. 20 Pf. 

Hätten wir die Abſicht gehabt, in den vor einigen Monaten im Ab⸗ 
geordnetenhauſe geführten Kampf über die Collegiengeldfrage zu unſerem be⸗ 
ſcheidenen Theile einzugreifen, dann kämen wir mit dieſer Anzeige des in⸗ 
tereſſanten Schriſtchens, welches die Agitation gegen den Ausſchußantrag publi⸗ 
eiſtiſch einleitete, allerdings viel zu ſpät. Jener Kampf entbehrte aber von dem 
Momente, als die entſchiedene Parteinahme der Regierung für die Beibehaltung 
des Collegiengeldes bekannt war, der actuellen Bedeutung und die in Rede 
ſtehende Arbeit erſcheint uns daher nicht ſo ſehr als Streitſchrift gegen den in 


der Hauptſache glücklich abgethanen parlamentariſchen Initiativantrag ſondern als 


„Nachdem die Entſcheidung der für die in B. bevorſtehenden Ge⸗ | Material zu der Frage überhaupt von Belang, welche ja, ſoweit wir Stimmungen 


meindewahlen nach Vorſchrift des § 17 der Tiroler Gemeindewahlord⸗ 
nung conſtituirten Wahlcommiſſion über die Einwendungen des Dr. 
Johann D. gegen die Wählerliſten dem Reclamanten nicht unmittelbar 
von der Wahlcommiſſion, ſondern im Wege des Stadtmagiſtrates mittelſt 
deſſen Eröffunng vom 6. Oetober 1875 bekannt gegeben worden iſt, 
konnte dem Dr. D. nicht beanſtändet werden, daß er ſeine Berufung 
gegen die vorerwähnte Entſcheidung ebenfalls nur im Wege des Stadt⸗ 
magiſtrates bei der Wahlcommiffion anbrachte. Aus dieſem Grunde 


und Intereſſen zu beurtheilen vermögen, bei der nächſtbeſten Gelegenheit wieder 
auftauchen wird. Man gebe ſich doch darüber keiner Täuſchung hin, die Uni⸗ 
verſitätsreform, welche vor einem Vierteljahrhundert in der Weſenheit die deutſchen 
Univerſitätseinrichtungen nach Oeſterreich verpflanzte, hat hier in der Bevölkerung 
höchſt ſchwache Wurzeln geſchlagen. Nicht bewußte Gegnerſchaft iſt es, mit der 
die neuen Inſtitutionen zumeiſt zu kämpfen haben, abſoluter Mangel an Ver⸗ 
ſtandniß für die guten ſowohl als die ſchlimmen Seiten des Univerfitätslebens 
in ſeiner jetzigen Form tritt vielmehr in der Regel zu Tage, ſobald irgend ein 


Capitel des Hochſchulweſeus zur Discuſſion gelangt. Die Univerſitäten, in Deutſch⸗ 
land ſo vielfach der Stolz der Nation, ſind in Oeſterreich — es ſei erlaubt, 
die Sache bei ihrem wahren Namen zu nennen — wenigſteus in ihrem lehren⸗ 
den Theile, den Profeſſoren, faſt durchwegs unpopulär. Es iſt hier nicht der 
Platz, dies des Näheren zu erweiſen oder die Gründe hiefür zu erforſchen, 
‚genug, die Thatſache liegt vor und fie muß zur Folge haben, daß, wenn wir 
3. B. eine neue juridiſche Studien⸗ oder Prüfungsordnung erhalten oder wenn 
irgend eine andere Seite des Univerſitätsweſens geändert werden ſoll, ſofort das 
Inſtitut der Collegiengelder, dies Object jo vielfachen Neides, durch die „öffent- 
liche Meinung“ als reformbedürftig hingeſtellt werden wird. Aus dieſem Grunde 
und da Stein's Broſchüre, ihrem Anlaß entſprechend, die von uns in den 
Spalten dieſer Zeitſchrift ſchon wiederholt berührte Prüfungsfrage ebenfalls in 
den Bereich ihrer Erörterungen zieht, mögen uns an dieſer Stelle einige Worte 
der Kritik geſtattet ſein. 

Stein's Arbeit trägt in ihrer ganzen Haltung und Gliederung den 
Charakter einer polemiſchen Gelegenheitsſchrift im beſten Sinne des Wortes an 
ſich. Mitten in die Frage wird der Leſer hineingeführt und bei der packenden 
Argumentation des Autors bleibt ihm keine Wahl, als pro oder contra Farbe 
zu bekennen. Alle jene Vorzüge, die dem Kathedervortrage Stein's den bekannten, 
von allen Hörern bewunderten Reiz verleihen, die Gabe, die Aufmerkſamkeit 
zu ſpannen und doch wieder angenehm zu unterhalten, Friſche und Lebendigkeit 
einerſeits, ſowie die, wenn nicht immer überzeugende, ſo doch oft überwindende 
Beſtimmtheit und Sicherheit andererſeits, treten in dieſer mehr geſprochenen 
als geſchriebenen Parteiſchrift ungeſchwächt zu Tage, ſo daß man einige 
rhetoriſche Uebertreibungen, welche mit unterlaufen, gerne in den Kauf nimmt. 
Das große Verdienſt, welches den ſachlichen Erörterungen zukommt, beſteht 
aber darin, daß Stein für das öſterreichiſche Publicum die doppelte Be⸗ 
deutung der Frage, die nächſtliegende ökonomiſche Wirkung für alle Betheiligten 
ſowohl als die weitere, zwingende Rückwirkung auf das geſammte Studienſyſtem 
der Lehr⸗ und Lernfreiheit, in das richtige Licht geſtellt hat. Darin liegt ja eben 
der Schwerpunkt der Frage, den die meiſten Oeſterreicher in Folge ihrer eigen⸗ 
thümlichen Stellung zu den ihnen fremden Inſtitutionen überſehen, daß man 
an den Collegiengeldern nicht rütteln kann, ohne das ganze akadenniſche Gebäude 
auf andere Grundlagen zu ſtellen. Mit dem Collegiengelde ſteht und fällt das 
Privatdocententhum in dem der Inſtitution zu Grunde liegenden Sinne, mit dem 
Collegiengelde ſteht und fällt der wirkſamſte Motor concurrirender Lehrthätigkeit, 
mit dem Collegiengelde iſt endlich der mächtigſte materielle Stützpunkt der Un⸗ 
abhängigkeit der Proſeſſoren von Guuſt und Ungunſt der jeweiligen Unterrichts⸗ 
verwaltung gegeben und verſchwunden. Wir begreiſen es vollkommen, daß man 
über den Werth der hiedurch geförderten Momente verſchiedener Auſchauung ſein 
kann. Es iſt möglich, daß mancher aus didaktiſchen Gründen der freien, ſelbſt⸗ 


ſtändigen Lehrthätigkeit jugendlicher Privatdocenten abhold iſt, daß er das un⸗ 


ruhige Element der Concurrenz in ein Syſtem pädagogiſcher Einwirkung über 
haupt nicht oder nur mit großen Cautelen zulaſſen will, daß er aus ſtaatlichen Rück⸗ 


ſichten den Unterricht auch in ſeinen höchſten Stufen nur durch Organe ertheilt 


ſehen mag, welche von der für die Pflege der geiſtigen Intereſſen verantwortlichen 
Verwaltung gewählt, beaufſichtigt und geleitet find. Wir begreifen es ferner, daß 
man vor einem Vierteljahrhundert Bedenken tragen konnte, die anderwärts er⸗ 
probten Einrichtungen ohne weiteres auf unſeren Boden zu verpflanzen, was 
wir aber nicht verſtehen, iſt die Abſicht, jetzt einen Grundſtein aus dem nun 


einmal aufgeführten Bau zu ziehen, wenn man die Conſequenzen der vollſtändigen 


Demolirung und Reconſtruction nicht beſtreiten will. 


Unſere Uebereinſtimmung mit Stein in den weſentlichen Punkten haben 
wir ſomit ſattſam dargethan, es bleibt uns nun noch übrig, das letzte Capitel ſeiner 
Broſchüre: „die Staatsprüfungen und die Rigoroſen“ zu erörtern, in welchem 
er unſeres Erachtens über das Ziel weit hinausſchießt. Der oberwähnte Aus⸗ 
ſchußantrag hatte in ſeinem zweiten Punkte die Aufhebung jener geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen angeregt, vermöge dereu das Doctorat zur Ausübung eines prak⸗ 
tiſchen Berufes erforderlich iſt, und hiegegen wendet ſich, wenn auch nicht direct, 
das citirte Capitel V. Wir erklären nun von vorneherein, heute wie bei den in 
früheren Jahrgängen diefer Zeitſchrift über den Gegenſtand gegebenen An⸗ 
deutungen lediglich das juridiſche Doctorat im Auge zu haben, von dieſem ein⸗ 
geengten Standpunkte aus müſſen wir aber das jetzige Verhältniß der Rigoroſen 
zu den Staatsprüfungen ſchlechterdings als ein unhaltbares bezeichnen. 

Es iſt richtig, das Doctorat erfordert drei Prüfungen nach abſolvirtem 
Quadriennium, während es nach letzterem nur zwei Staatsprüfungen gibt, die 
Rigoroſen haben eine längere Dauer, es interveniren mehr Commiſſäre und ledig⸗ 
lich Profeſſoren, die Taxen ſind höhere u. ſ. w., durch alle dieſe Umſtände iſt 
ſomit die Ablegung der Rigoroſen erſchwert. Trotzdem erſcheint uns nach der 
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durchſchnittlichen Praxis der Unterſchied in dem geiſtigen Inhalte der Prüfungen 
beider Kategorien nicht ſo bedeutend, wie ihn Stein darſtellt, nicht ſo weſentlich, 
um einen concurrirenden Apparat von fo mächtigen Dimenſionen zu motivireu. 
Kommt noch dazu, daß wir nach wie vor in jeder Häufung von Prüfungen 
über das unumgänglich nöthige Maß die größte Gefahr für den Ernſt der 
Prüfungen ſelbſt erblicken, ſo iſt es wohl klar, daß wir jedem Vorſchlage freudig 
zuſtimmen, welcher das Brotſtudium von den ſich als wiſſeuſchaftliche Examina 
bezeichnenden Rigoroſen fernehält, und ein ſolcher wäre die Beſeitigung des 
Doctorats als Bedingung der Advocatur. Wir acceptiren ſehr gerne den treffenden 
Ausſpruch Stein's, das Doctorat ſei die öffentliche Anerkennung eines Lebens⸗ 
| berufes, aber eben mit dieſem Dictum iſt das jetzige Verhältniß der Rigoroſen 
zu den Staatsprüfungen gerichtet. Das juridiſche Doctorat können wir uns dann, 
doch nur entweder als die öffentliche Anerkennung des praktiſchen Juriſtenberufes über⸗ 
haupt oder als jene des juriſtiſchen Gelehrtenberufes denken. Im erſten Falle, 
und dieſer ſteht der jetzigen Einrichtung beinahe näher, hätten die Staats— 
prüfungen einfach zu entfallen und die Rigoroſen träten daun als von Profeſſoren 
gehandhabte Staatsprüfungen (gleichwie an der medieiniſchen Facultät) an deren 
Stelle, in dem zweiten Falle müßte das juridiſche Doctorat gleich dem philo—⸗ 
ſophiſchen und theologijchen eine rein akademiſche Bedeutung gewinnen und, um 
hiezu zu gelangen, feine Bedingungen weſentlich ſchärfen. In dieſem letzteren 
Falle, in welchem die Rigoroſen neben den Staatsprüfungen beſtänden, müßten 
eben wiſſenfchaftliche Leiſtungen gefordert werden und das Doctorat könnte dann 
in praktiſcher Anerkennung des documentirten Gelehrtenberufes ohne weiteres die 
Berechtigungen einer Habilitation gewähren. In dieſer Anſicht, wie wir ſie 
ſchon wiederholt formulirt, haben uns Stein's Ausführungen nicht erſchüttert und 
auch die Discuffion der Promotionsfrage in Deutſchland, welche neulich von 
Mommſſen angeregt, von Böhlau und Heinze fortgeführt wurde, hat uns in 
derſelben nur beſtärkt. H. C. H. 


1 


| Zeitſchrift für Geſetzgebung und Praris auf dem Gebiete 
des deutſchen öffentlichen Rechtes, herausgegeben von Hartmann, Ober⸗ 
tribunals⸗Rath in Berlin im Jahre 1875. 
| Wie in Oeſterreich, jo zeigt ſich auch in Deutſchland eine ſehr rege Be- 
wegung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes. Eiue ſehr hervorragende Er⸗ 
ſcheinung auf demſelben iſt die nnter obigem Titel erſcheinende Zeitſchrift, welche 
auch als Orgau des preußiſchen Oberverwaltungsgerichtes erklärt wurde. 
Wir empfehlen dieſelbe unſeren Leſern umſomehr als ſie ausdrücklich das 

öffentliche Recht Oeſterreichs in ihr Programm aufgenommen hat, was beſonders 
dadurch bethätigt wurde, daß bereits in den beiden Jahren 1875 und 1876 
| Auſſätze von Dr. Prazak über Rechtsſprechung anf öſterreichiſchem Gebiete und 
von Dr. von Kißling über die Organe des Rechtsſchutzes auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes in Oeſterreich erſchienen ſind und das letzte Heft eine kritiſche 
Anzeige der Sammlungen rechtsgerichtlicher Entſcheidung von Hye durch Dr. von 
Kißling enthält. 
| Die Zeitſchrift bringt in den beiden erſten Jahrgängen eine Reihe von 
werthvollen Aufſätzen, von Geſetzentwürfen und eine große Zahl (im erſten Jahre 
allein 154) von Entſcheidungen der höchſten Inſtanzen über verſchiedene Fragen 
des öffentlichen Rechtes. 
ö Bei der analogen Entwicklung des öffentlichen Rechtes in Deutſchland und 
Oeſterreich dürfte dieſe Zeitſchrift mit Nutzen in Oeſterreich beſtens geleſen werden. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Communalarzte Dr. Peter Iſak zu Burg⸗ 
| ftein in Böhmen das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
| Seine Majeftät haben den Oberrechnungsrath und Vorſtand des Finanz⸗ 
rechnungsdepartements in Junsbruck Carl Toſt zum Rechnungsdireetor und Vor⸗ 
ſtande des Finanzrechnungs⸗Departements in Brünn ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe in Brünn Adolſ Raab den 

Titel und Charakter eines Oberrechuungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Karl Ritter v. Gumer 
zum Statthaltereirathe im Küſtenlande ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Poſtverwalter Vincenz Höger Edlen 
v. Högersthal in Trieſt das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Erledigungen. 

Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in 
der eilften Rangsclaſſe beim Rechnungs⸗Departement der nied.⸗öſterr. Finanz⸗ 
Procuratur bis 7. Juni. (Amtsbl. Nr. 109.) > 

Zwei Bezirkshauptmannsſtellen in Böhmen in der fiebenten Rangsclaſſe 
bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 109.) 

Oberbergverwaltersſtelle bei der k. k. Berg⸗Direction Idria in der achten 
Rangsclaſſe, mit Naturalwohnung und halber Activitätszulage gegen Caution 
bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 110.) N 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


